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(Nr. 8587.) Geſetz, betreffend die Verpfändung von Kauffahrteiſchiffen in der Provinz Hannover. 


Vom 27. Januar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


H. 1. 

In Betreff der Verpfändung von Kauffahrteiſchiffen treten an die Stelle 
der $$. 302 bis 307, 313 Theil 1 Titel 20 des Allgemeinen Landrechts, des 
$. 31 des Hannoverſchen Einführungsgeſetzes vom 5. Oktober 1864 zum Handels⸗ 
geiehbuche, des F. 2 Nr. 3 und F. 11 des Hannoverſchen Geſetzes vom 14. De- 
zember 1864 über das Pfandrecht, des $. 49 Abſ. 4 des Geſetzes vom 28. Mai 
1873 über das Grundbuchweſen in der rovinz Hannover, ſowie des im Lande 

adeln geltenden Rechtes die Vorſchriften der 98. 1, 2, 3 des Artikels 59 des 
inführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. 


$. 2. 

Der erſten Verpfändung eines Kauffahrteiſchiffs, welches vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes in das Schiffsregiſter eingetragen iſt, muß ein Aufgebot 
zur Anmeldung früherer Verpfändungen vorangehen. ? 

Auf das Aufgebotsverfahren finden die orſchriften über das Aufgebots⸗ 
verfahren im Fall der Veräußerung von Kauffahrteiſchiffen Anwendung. Zu⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. Februar 1879, 
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ſtändig iſt das Amtsgericht, welches das Schiffsregiſter führt. Der Gläubiger, 
welcher die Anmeldung unterläßt, verliert ſein Vorzugsrecht gegenüber den Gläu⸗ 
bigern, welche in das Schiffsregiſter eingetragen werden. 

Die Eintragung der angemeldeten Verpfändungen in das Schiffs regiſter 
erfolgt nach der dem bisherigen Recht entſprechenden Rangordnung. Eine an⸗ 
gemeldete Verpfändung iſt, wenn der Eintragung widerſprochen oder die Rang⸗ 
ordnung beſtritten wird, in dem Schiffsregiſter vorzumerken, ſofern die Entſtehung 
des Pfandrechts glaubhaft gemacht iſt. Die Eintragungen und Vormerkungen 
ſind auf dem Certifikat zu vermerken. 

Die Verhandlungen find koſten- und ſtempelfrei. 


8 
5 1 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
raft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Januar 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8588.) Geſetz über eine Abänderung des Geſetzes, betreffend die Verwaltung des Staats- 
ſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 
1850 GGeſetz⸗Samml. S. 57). Vom 29. Januar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


. 1. 


Die $$.9 und 13 des Geſetzes, betreffend die Verwaltung des Staats- 
ſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 
1850 (Geſetz⸗Samml. S. 57) werden dahin abgeändert, daß die Vereidi ung 
des Direktors und der Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſowie 
die Verpflichtung des Präſidenten der Ober⸗Rechnungskammer als Mitglied der 
ee in öffentlicher Sitzung des Oberverwaltungsgerichts 
erfolgt. 
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$. 2. ’ 
„Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Ausführungsgeſetz zum Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz war 24. Noris 1878 (Geſeh⸗ Samm. S. 230) in Kraft. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. Januar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8589.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Mai 
1873 über das Grundbuchweſen in der Provinz Hannover, mit Ausſchluß 
des Jadegebiets. Vom 29. Januar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landt i 
was folgt: * N Saul andtages der Monarchie, 
Artikel J. 


Die $$. 32, 35 des Geſetzes vom 28. Mai 1873 über das Grundbuch 
weſen in der Provinz Hannover, mit Ausſchluß des Jadegebiets, werden durch 
nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen entſprechende Beſtimmungen erſetzt: 


$. 32. 


Die nicht bereits nach den $$. 26, 27 vorgeladenen Perſonen, welche ver- 
meinen, daß ihnen an einem Grundſtücke das Eigenthum zuſtehe, ſowie diejenigen 
Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an dem Grundſtücke ein, die Verfügung 
über daſſelbe beſchränkendes Recht, oder eine Hypothek, oder irgend welche andere 
der Eintragung in dem Grundbuche bedürfende dingliche Rechte zuſtehen, haben 
ihre Anſprüche innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten, welche mit dem in 

35 erwähnten > beginnt, bei dem Amtsgerichte anzumelden. Ueber die 
mmeldung hat das Amtsgericht dem Anmeldenden auf Verlangen eine Befchei- 
nigung zu ertheilen. 
$. 35. 

en die nach den 68. 26. 27 in veranlaſſenden Vernebmungen und 
Erm. Sobald die nach den §. 26, 27 zu veranlaſſenden Vernehmungen und 
beftiEtmittelungen für den 20 5 eines Amtsgerichts im Weſentlichen beendigt ſind, 
Verbeſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in der Geſetz Sammlung zu veröffentlichende 
diefen Bezirk beginnen foll. 50 5 

90.) 
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Der Beginn der Ausſchlußfriſt kann auch für einen Theil eines Amts⸗ 
gerichtsbezizks angeordnet werden, ſofern dieſer Theil einen oder mehrere der im 
§. 1 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 bezeichneten Bezirke umfaßt und 
ür denſelben die Vernehmungen und Ermittelungen im Weſentlichen beendigt ſind. 
Nachdem der Beginn der Ausſchlußfriſt e iſt, hat das Amtsgericht 
den Inhalt der $$. 32 bis 34 innerhalb der“ usſchlußfriſt von vier zu vier 
Wochen durch das Amtsblatt und durch zwei Zeitungen, von denen mindeſtens 
eine in der Provinz Hannover erſcheint, mit Angabe des Bezirks, für welchen 
die Ausſchlußfriſt läuft, und des Tages, an welchem dieſe Friſt endigt, bekannt 
zu machen. 
Artikel II. 


15 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
aft. a 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 29. Januar 1879. 


L. S.) Wilthen 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8590.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. Mai 
1873 über das Grundbuchweſen und die Verpfändung von Seeſchiffen in 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 31. Januar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel J. 


Die $$. 11, 12, 14 des Geſetzes vom 27. Mai 1873 über das Grund- 
buchweſen und die Verpfändung von Seeſchiffen in der Provinz aa: 
9 werden durch nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen entſprechende 

eſtimmungen erſetzt. 
. 


Die Eintragung des Eigenthümers erfolgt in den Fällen der $$. 9, 10 
nach Ablauf der im $. 12 vorgeſchriebenen Friſt, falls nicht entgegenſtehende 
Anſprüche angemeldet ſind. Iſt letzteres geſchehen, ſo kommt die Beſtimmung 
des F. 16 zur Anwendung. 


1 


$. 12. n 

Die nicht bereits nach den $$. 5, 6 vorgeladenen Perſonen, welche ver⸗ 
meinen, daß ihnen an einem Grundſtücke das Eigenthum zuſtehe, ſowie die⸗ 
jenigen Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem Grundſtücke ein die 
Verfügung über daſſelbe beſchränkendes Recht, oder eine 10 75 oder irgend 
welche andere, der tagen in dem Grundbuche bedürfende dingliche Rechte 
int den haben ihre Anſprüche innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten, welche 
mit dem im $. 14 erwähnten Tage beginnt, bei dem Amtsgericht anzumelden. 
„Der Anmeldung bedarf es nicht bei denjenigen Eigenthumsbeſchränkungen, 
dinglichen Rechten und Hypotheken, welche in geſetzlich nach Grundſtücken an⸗ 
gelegten Protokollbüchern (Realfolien) protokollirt oder von dem Eigenthümer 
gemäß dem §. 6 Nr. 4 angezeigt find. 


. 14. 


Sobald die nach den $$. 5 ff. zu veranlaſſenden Vernehmungen und Er⸗ 
mittelungen für den Bezirk eines Amtsgerichts im Weſentlichen beendigt ſind, 
beſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in der Geſetzſammlung zu veröffentlichende 
Verfügung den Tag, an welchem die im §. 12 vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
für dieſen Bezirk beginnen ſoll. Die außerhalb des Bezirks des Amtsgerichts 
in Kiel belegenen Grundſtücke, für welche das Grundbuch von dieſem Amts⸗ 
gericht zu führen iſt, gelten im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung als zum 
Bezirke des Amtsgerichts in Kiel gehörig. 

Der Beginn der Ausſchlußfriſt kann auch für einen Theil eines Amts⸗ 
gerichtsbezirks angeordnet werden /ſofern dieſer Theil einen oder mehrere der im 
§. 1 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 1 Bezirke umfaßt und 
= . die Vernehmungen und Ermitte ungen im Weſentlichen be⸗ 
endigt ſind. 

Nachdem der Beginn der Ausſchlußfriſt angeordnet iſt, hat das Amts⸗ 
gericht den Inhalt der $$. 12, 13 innerhalb der Ausſchlußfriſt von vier zu vier 
Wochen durch das Amtsblatt das Kreisblatt und zwei Zeitungen, von denen 
mindeſtens eine in der Provinz Schleswig⸗Holſtein erſcheint, mit Angabe des 
Bezirks, für welchen die Ausſchlußfriſt läuft, und des Tages, an welchem dieſe 
Friſt endigt, bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ſind diejenigen Be⸗ 
zirke namhaft zu — — in welchen die im $. 12 Abſatz 2 erwähnten Proto- 
kollate der Anmeldung nicht bedürfen. 


Artikel II. 
Hinter F. 28 des im Artikel I bezeichneten Geſetzes vom 27. Mai 1873 
wird der folgende neue $. 28 a. eingeſtellt: 

Diejenigen, welche während der im §. 12 vorgeſchriebenen Aus⸗ 
ſchlußfriſt, oder nach Ablauf derſelben vor dem im $. 28 ee 
Tage, das Eigenthum oder ein in das Grundbuch einzutragendes ding⸗ 
liches Recht erworben haben, müſſen daſſelbe, falls die Anmeldung 
nicht bereits früher erfolgt iſt, bei Vermeidung des im $. 13 vor⸗ 
geſchriebenen Rechtsnachtheils binnen einer vierzehntägigen Friſt, deren 
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Lauf mit dem im $. 28 beſtimmten Tage beginnt, bei dem Amtsgericht 
anmelden. 
Artikel UI. 

Der F. 36 des im Artikel I bezeichneten Geſetzes vom 27. Mai 1873 wird 
dahin deklarirt, daß die Beſtimmung dieſes e nicht zu beziehen iſt 
auf die bei Beſtellung einer Hypothek an einem ländlichen Grundſtü verein⸗ 
barte Erſtreckung dieſer Hypothek auf das bewegliche Zubehör, welches nach 
Errichtung des Grundbuches für die darin eingetragene Hypothek haftet — 
efr. F. 38 des Geſetzes vom 27. Mai 1873. 


Artikel IV. 

Der F. 37 des im Artikel! bezeichneten Geſetzes vom 27. Mai 1873 wird 
dahin deklarirt, daß die in demſelben erwähnten vertragsmäßigen Verpfändungen 
eines ganzen Vermögens einen Anſpruch auf Eintragung im Grundbuche ge⸗ 
währen, wenn für dieſelben durch Protokollirung in den Schuld⸗ und Pfand⸗ 
protokollen nach dem bisherigen Recht ein proto ollirtes Pfandrecht an den be⸗ 
treffenden Grundſtücken entſtanden iſt. 

Artikel V. 

Die Artikel I, II dieſes Geſetzes treten gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Januar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobredt. 


(Nr. 8591.) Geſetz, betreffend die Auseinanderſetzungsbehörden und das Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren im Kreiſe Herzogthum Lauenburg. Vom 1. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Kreis Herzogthum Lauenburg, was folgt: 
F. 1. 
Die Ausführung des Geſetzes, betreffend die Umwandlung des Meier⸗ 
Erbzins⸗ und Erbpachtsverhältniſſes in Eigenthum und die Ablöſung der daraus 


herrührenden Leiſtungen, vom 14. Auguſt 1872 und des dazu erlaſſenen Er 
gänzungsgeſetzes vom 7. Dezember 1874 (Offizielles Wochenblatt für 1872 S. 247 
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und für 1874 S. 322), ſowie die Ablöſung der aus dem Lehnsverhältniſſe 
entſpringenden Berechtigungen nach § . 2 bis 7 des Geſetzes vom 8. März 1876, 
betreffend die Auflöfung des Lehnsverbandes im Herzogthum Lauenburg (Offi⸗ 
zielles Wochenblatt S. 69), wird der Regierung zu Schleswig als Auseinander- 
ſetzungsbehörde übertragen. . - 
Die bei Ausführung dieſer Geſetze entſtehenden Streitigkeiten werden in 
erſter Inſtanz von dem bei der Regierung in Schleswig beſtehenden Spruch⸗ 
kollegium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten, in zweiter Inſtanz von dem 
Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in Berlin entſchieden. 


$. 2. 

„In Anſehung des Verfahrens, ſowie des Koſtenweſens finden bei der 
Ausf hrung der im $. 1 genannten Geſetze dieſelben Vorſchriften Anwendung, 
welche für Reallaſtenablöſungen in dem übrigen Theile der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein gelten. 

Das Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 
24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 395) findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß, wenn und ſoweit die Abfindung in Land erfolgt, die Pauſchſätze nach §. 2 
Nr. 2 b, andernfalls aber die Pauſchſätze nach §. 2 Nr. 1 zu zahlen find. 

8.8. 
Für die Vermittelung der Rentenbank bleibt das Geſetz vom 18. Mai 1874, 


betreffend die Errichtung einer Rentenbank für das 7 
Offizielles Wochenblatt S. 105), maßgebend. erzogthum Lauenburg 


$.4. 
Wird die Frage ſtreitig, ob eine auf einem Grundſtücke haftende Abgabe 
eine Grundabgabe it, oder für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden 
mußte, jo tritt die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde für dieſe Frage ein. 
Sind die darüber obwaltenden Streitigkeiten nicht gütlich zu beſeitigen, 
ſo überreicht die Regierung zu Schleswig als Auseinanderſetzungsbehörde die 
ſpruchreif inſtruirten Verhandlungen mit ihrem Gutachten dem Reviſtonstollegium 
für Landeskulturſachen zur Entſcheidung. 
Gegen den Ausspruch des Reviſionskollegiums für Landeskulturſachen 
findet weder ein ordentliches noch ein außerordentliches Rechtsmittel ſtatt. a 
5 ichen Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. Februar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
» Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8592.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der durch Staatsvertrag vom 9. April 1876 auf 
den Preußiſchen Fiskus übergegangenen Gefälle. Vom 2. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Ge 
Die Beſtimmung im 5 Nr. 5 des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der 
Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirks Kaſſel, auschließlich der zu dem⸗ 
ſelben gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, vom 23. Juli 
1876 (Geſetz»Samml. S. 357) wird aufgehoben. 
Die in dieſer Beſtimmung bezeichneten Gefälle unterliegen den Vorſchriften 
des erwähnten Geſetzes. Die Ablöſung erfolgt nach $. 22 deſſelben. 


$. 2. 

Die Abfindung erfolgt gemäß Abſatz 3 und 4 des §. 22 des Geſetzes vom 
23. Juli 1876, wenn die von Einem Verpflichteten zu entrichtenden Zinsbeträge 
zuſammen über 3 Mark betragen und der Verpflichtete ſich nicht vor dem Ab. 
ſchluſſe des Rezeſſes zur Kapitalszahlung bereit erklärt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. Februar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


